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Beratungsfolge Sitzungstermin Behandlung 
Ausschuss für Familie, Soziales, 
Gleichstellung und Integration 

17.05.2018 öffentlich / Kenntnisnahme 

Haupt- und Finanzausschuss 26.09.2018 öffentlich / Kenntnisnahme 
_________________________________________________________________________ 
 
 
Betreff 
 
Wohnungspolitischer Bericht 2015 - 2017 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
- Beschlussvorschlag: Der Ausschuss für Familie, Soziales, Gleichstellung und Integra-

tion nimmt den beiliegenden Bericht über das wohnungspolitische Engagement der 
Stadt Sankt Augustin 2015 bis 2017 zur Kenntnis. 

 
-   Beschlussvorschlag: Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt den beiliegenden Be-

richt über das wohnungspolitische Engagement der Stadt Sankt Augustin 2015 bis 2017 
zur Kenntnis. 

 
 
 
Sachverhalt / Begründung: 
 
Der wohnungspolitische Bericht wurde erstmals 1998 auf der Grundlage der Daten für die 
Jahre 1990 bis 1997 erstellt. Eine Fortschreibung erfolgt seit 2003 grundsätzlich alle zwei 
Jahre. Im Jahre 2017 wurde der Bericht für die Jahre 2015 und 2016 nicht fortgeschrieben, 
da im Zusammenhang mit der Flüchtlingsunterbringung hierfür keine personellen Kapazitä-
ten zur Verfügung standen. 
 
Der nunmehr fortgeschriebene Bericht basiert auf den Daten der Jahre 2015 bis 2017. Er ist 
in Farbdruck beigefügt und steht auch im Ratsinformationssystem zur Verfügung. 
 
In Vertretung 
 
 
 
<Name des Unterzeichnenden> 
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Die Maßnahme 

  hat keine finanziellen Auswirkungen / ist haushaltsneutral 
  hat finanzielle Auswirkungen 

 
Der Gesamtaufwand / Die Gesamtauszahlungen (bei Investitionen) beziffert/beziffern sich 
auf       €. 
 

  Mittel stehen hierfür im Teilergebnisplan / Teilfinanzplan       zur Verfügung. 
 

  Die Haushaltsermächtigung reicht nicht aus. Die Bewilligung von 
  über- oder außerplanmäßigem Aufwand ist erforderlich. 
  über- oder außerplanmäßigen Auszahlungen ist erforderlich (bei Investitionen). 
 
Zur Finanzierung wurden bereits       € veranschlagt; insgesamt sind       € bereit zu 
stellen. Davon entfallen       € auf das laufende Haushaltsjahr. 
 
 

  Bei der Maßnahme wurden inklusionsrelevante Aspekte berücksichtigt. 
  Die Maßnahme hat keine Auswirkungen auf die Inklusion. 
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